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Libyen – ein Land im ewigen Bürgerkrieg

Vor gut neun Jahren, im Februar 2011, begannen im Zuge einer 
Protestwelle, welche sich in nahezu allen Ländern des Nahen 
Ostens und Nordafrikas ausbreitete, auch in Libyen Proteste. 
Anders als in den meisten anderen Ländern wandelten sich diese 
binnen weniger Tage zu einem gewaltsamen Bürgerkrieg, wor-
aufhin bereits im März 2011 sehr schnell und fasst überstürzt 
eine Intervention der NATO, maßgeblich vorangetrieben durch 
Frankreich, in Libyen folgte. Der NATO-Einsatz gipfelt im Okto-
ber 2011 im Tod von Libyens 40-jährigem Herrscher Muammar 
al-Gaddafi, woraufhin er wenige Tage später endete1, ansonsten 
aber hat die NATO-Intervention in Libyen einen Trümmerhau-
fen hinterlassen. Ein Friedensprozess im Anschluss des Einsat-
zes ist gescheitert und seitdem ringen verschiedene Mächte in 
Libyen um politische Autorität. Der Krieg der letzten Jahre hat 
seine Spuren hinterlassen: Das Land liegt in Schutt und Asche, 
hunderttausende Menschen mussten aus ihrer Heimat fliehen, 
zehntausende verloren ihr Leben. Ein Ende des Bürgerkrieges 
ist nicht in Sicht.

Zunächst einmal sollte die Frage geklärt werden, inwiefern 
Frankreich eine Führungsrolle beim Vorantreiben der NATO-
Intervention gespielt hat und wie sich dies auch am Verhalten 
Frankreichs im Laufe des Militär-Einsatzes erkennen lässt.

Politisches Verhalten der französischen 
Regierung vor der Intervention

Frankreich brachte zunächst in Koalition mit Großbritannien, 
Deutschland und den USA den Entwurf der Resolution 1970 
in den UN-Sicherheitsrat ein, welche am 26. Februar 2011 ver-
abschiedet wurde – aus französischer Sicht ein diplomatischer 
Erfolg. Ferner positionierte sich Frankreich - wie bereits erwähnt 
- sehr früh gezielt an der Seite eines Akteurs in Libyen. Schon am 
10. März 2011 erkannte es als erstes westliches Land den wenige 
Wochen zuvor gegründeten Nationalen Übergangsrat der Rebel-
len als „einzige Vertretung Libyens“2 an. Dieser Schritt Frank-
reichs wurde damals auf internationaler Ebene als vorschnell 
kritisiert3, unter anderem, weil zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
klar war, wer diesem Rat genau angehört und welche Agenda 
er im Detail verfolgt. Der damalige Bundesaußenminister Guido 
Westerwelle kritisierte seinerzeit: „Bevor man solche politi-
schen Schritte unternimmt, muss man natürlich auch erst einmal 
wissen, mit wem man es zu tun hat.“ 4 Durch dieses „Vorpre-
schen“ konnte Frankreich den Druck auf westliche Partner sowie 
die EU erhöhen, sich zeitnah ebenfalls politisch zu positionieren. 
Jener Schritt Frankreichs verdeutlichte des Weiteren erneut, wie 
sehr der französischen Regierung daran gelegen war, die liby-
sche Regierung unter Gaddafi möglichst schnell zu ersetzen. 
Wäre es Frankreich allein um die Gewährleistung der Menschen-
rechte in Libyen gegangen, hätte die französische Regierung den 
Rebellenrat nicht mit so einer Schnelligkeit und Entschiedenheit 
anerkennen müssen. Dies zu tun, auch wenn es möglicherweise 
verfrüht war, war für Frankreich also ein wichtiges Mittel, sich 
auch politisch für eine alternative „Regierung“ zu jener Gadda-
fis einzusetzen -  und damit die eigenen Ziele schneller durch-
zusetzen. Auch im weiteren Verlauf des Konfliktes stellte sich 
Frankreich immer wieder mit Nachdruck hinter diesen Rat und 
versuchte die politische Anerkennung von diesem durch die 
internationale Staatengemeinschaft voranzutreiben.

Zeitgleich mit der Anerkennung am 10. März 2011 drängte 
Frankreich die EU und die NATO zu einer Militärintervention, 
was diese jedoch ablehnten. Daraufhin legte Frankreich dem UN-
Sicherheitsrat in Koalition mit Großbritannien und dem Libanon 

erneut eine Resolution vor, in welcher die Umsetzung der Flug-
verbotszone über Libyen thematisiert wird. Jener Entwurf wurde 
dann als UN-Resolution 1973  am 17. März 2011 verabschie-
det, wodurch von einer Koalition, zu welcher auch Frankreich 
gehörte, zunächst unter Führung der USA, am 19. März 2011 der 
Militäreinsatz in Libyen begann.

Es ist also festzustellen, dass sich Frankreich schon sehr früh 
ausdrücklich für eine militärische Intervention in Libyen ein-
setzte und mehrere Versuche unternahmen, dies politisch durch-
zusetzen. Durch das Vorantreiben der zwei UN-Resolutionen 
gelang es Frankreich, eine Scheinlegitimation für eine Militärin-
tervention in Libyen zu erreichen.

Neben den UN-Resolutionen unternahm Frankreich weitere 
politische und diplomatische Maßnahmen, um am Verlauf des 
Libyen-Konflikts einflussreich mitwirken zu können. So rich-
tete die französische Regierung Ende März 2011 die sogenannte 
„Libyen-Kontaktgruppe“ ein, durch welche Frankreich mehr Ein-
fluss auf richtungsweisende Entscheidungen beim NATO-Einsatz 
hatte, als dies normal im Nordatlantikrat möglich gewesen wäre. 
Dadurch beteiligte Frankreich sich stark an der politischen Füh-
rung der NATO-Operation „Unified Protector“5 und sicherte sich 
somit seine zentrale politische Rolle im Libyen-Konflikt. Gene-
rell kann festgestellt werden, dass Frankreich hinsichtlich des 
politischen und diplomatischen Managements dieses Konfliktes 
nicht nur Mitwirkender an einer US-amerikanischen Operation 
war, sondern viel mehr eine äquivalente Führungskraft neben 
den USA. Frankreich selbst stellte seine Rolle im Libyen-Einsatz 
allerdings oftmals überhöht dar und hob sich – nicht die USA – 
als die führende westliche Partei hervor.6

Militärische Beteiligung Frankreichs an der 
Libyen - Intervention

Bereits zwei Tage nach Verabschiedung der UN-Resolution 
1973 hat Präsident Sarkozy zu einem Gipfeltreffen nach Paris 
eingeladen, bei welchem Vertreter der EU, der NATO und der 
Arabischen Liga über eine Militärintervention und das Vorge-
hen gegen das libysche Regime berieten. In der dort verabschie-
deten Deklaration heißt es: „Unsere Verpflichtung ist eine auf 
lange Sicht. Wir werden es Oberst Gaddafi und seinem Regime 
nicht gestatten, den Willen der internationalen Gemeinschaft 
zu missachten und den seines Volkes zu verhöhnen.“7 Noch am 
Nachmittag des 19. März 2011 flog Frankreich als erstes Land 
Luftangriffe auf Libyen und startete damit den internationalen 
Militäreinsatz. Dabei war es seitens der französischen Regierung 
bewusst gewählt, den Beginn des Militär-Einsatzes durch den 
ersten Luftangriff zu markieren. Dies war ein weiteres Zeichen, 
welches die französische militärische Führungsrolle in diesem 
Konflikt verdeutlichen sollte. Zudem konnte der Luftangriff sehr 
große politische wie mediale Wirkung erzielen, indem er zuvor 
auf dem Gipfeltreffen angekündigt wurde. All dies geschah vor 
dem Hintergrund der des vermeintlich angekündigten Blutbads 
in Bengasi, wodurch die Dringlichkeit des militärischen Eingrei-
fens gerechtfertigt wurde.

Da zunächst der Konsens der NATO-Mitglieder fehlte, wurde 
der Militär-Einsatz in Libyen zu Beginn durch nationale Ope-
rationen von Ländern einer Koalition durchgeführt, welche von 
Frankreich, den USA und Großbritannien angeführt wurde. 
Allerdings übernahm die NATO schnell immer mehr Komman-
doaufgaben, wie die Kontrolle der Flugverbotszone, wobei somit 
schnell eine NATO-geführte Operation ins Spiel kam. Frankreich 
blieb vorerst seiner traditionell distanzierten Haltung gegenüber 
der NATO treu und plädierte in den ersten Tagen der Operationen 
ganz klar für eine Koalition der Willigen anstelle einer durch die 
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NATO geführten Operation. Am 24. März 2011 fiel schließlich 
doch die Entscheidung, die Führung der Operation an die NATO 
zu übergeben und die Operationen der einzelnen Verbündeten 
dieser unterzuordnen. Die Verbündeten Großbritannien, USA 
und Italien übten stetig größeren Druck auf Frankreich aus, jenen 
Plänen einer NATO-Mission zuzustimmen. Italien drohte dabei, 
„die Unterstützung von Flugzeugen der Koalition auf ihren Luft-
stützpunkten zu beenden und seinen Luftraum zu schließen“8, 
solle eine NATO-Mission nicht zu Stande kommen. Schließlich 
stimmte auch Frankreich dieser Mission zu, allerdings recht 
widerwillig und unter Vorbehalten. Die französische Regierung 
bestand zudem darauf, dass die Libyen-Kontaktgruppe die pri-
märe Plattform für politische Diskussionen und Entscheidungen 
bleibe.9 Am 31. März 2011 wurden die nationalen Operationen 
wie die US-amerikanische „Operation Odyssee Dawn“ offiziell 
beendet und die Führung des Militär-Einsatzes, welcher seitdem 
unter dem Namen „Operation Unified Protector“ lief, wurde an 
die NATO übergeben. Im weiteren Verlauf der Intervention in 
Libyen spielte das französische Militär eine maßgebliche Rolle. 
Frankreich führt als Beitrag zur internationalen Militärinterven-
tion „Operation Unified Protector“ die „Opération Harmattan“ 
durch, die größte Operation der französischen Air Force und 
Navy seit dem Einsatz im Kosovo 1989/99. In Zahlen gespro-
chen umfasste jene Operation personell bis zu 4300 Soldat*innen 
und im Höhepunkt des Konfliktes über 40 Kampfflugzeuge, 30 
Helikopter und 12 Schiffe.10 Aus finanzieller Sicht wurden von 
Frankreich insgesamt ca. 450 Millionen Euro für die „Opération 
Harmattan“11 in Libyen ausgegeben, die beigesteuerte Ausrü-
stung und das Personal hatten einen Wert von täglich einer Mil-
lionen Euro. Insgesamt gingen 25% der Lufteinsätze, 35% der 
Offensiven und 20% der Militärschläge der NATO-Operation 
von Frankreich aus.12 Es gelang Frankreich im Zuge dieser Ope-
ration allerdings nicht wie geplant, seine militärische Führungs-
rolle bei einem internationalen Einsatz zu beweisen. Frankreich 
war bei der Führung dieses Krieges von Anfang an finanziell 
und materiell von den USA abhängig, es war somit weit davon 
entfernt, diesen Einsatz auch nur ansatzweise militärisch anzu-
führen, geschweige denn ihn ganz alleine durchzuführen. Auch 
der damalige US-Außenminister Robert M. Gates kritisierte die 

europäischen Partner noch während des Krieges am 10. Juni 
2011 scharf: „Das mächtigste Bündnis aller Zeiten ist gerade mal 
seit elf Wochen gegen ein schlecht bewaffnetes Regime in einer 
wenig bevölkerten Region im Einsatz – und schon beginnt vielen 
Verbündeten die Munition auszugehen, so dass es wieder einmal 
erforderlich ist, dass die USA diese Differenz ausgleichen.“13 
Konkret wurde Frankreich z.B. mit Drohnen und Marschflug-
körpern von den USA unterstützt.14

Neben dem eigenen militärischen Einsatz wurden während 
der Intervention auch die Rebellen massiv mit Geldern und 
Waffen von Europa und den USA unterstützt. Auch Frankreich 
lieferte während des Militäreinsatzes Waffen an die libyschen 
Rebellenkämpfer, um diese im Kampf gegen Gaddafi zu unter-
stützen. Im Mai 2011 lieferte Frankreich, ohne Absprache mit 
den Verbündeten NATO-Mitgliedern und trotz des durch die 
UN verhängten Waffenembargos, Waffen an Rebellen, welche 
sich in einer militärischen Sackgasse befanden. Die Begründung 
Frankreichs zu dieser Lieferung war, es hätte „‚keinen anderen 
Weg‘“ gegeben.15 Faktisch hat Frankreich mit Waffenlieferun-
gen dieser Art aber ganz klar das Kriegsgeschehen in Libyen 
weiter vorangetrieben, um die eigenen Interessen – vor allem 
die Absetzung Gaddafis - durchzusetzen. Diese Handlungen 
durch Frankreich und weitere Länder widersprachen auch dem 
geltenden Völkerrecht, nach welchem sich die NATO bei einem 
nicht-internationalen Konflikt nicht offen militärisch an die Seite 
einer Partei stellen darf.16 Selbst wenn dies dadurch begründet 
wird, dies wäre die einzige Möglichkeit gewesen, den Schutz der 
Menschenrechte in Libyen durchzusetzen, ist dies nicht haltbar. 
So gab es Verhandlungs- und Vermittlungsangebote der Arabi-
schen Liga, der Afrikanischen Union und der Türkei, welche von 
Gaddafi angenommen, von den Aufständischen und der NATO 
allerdings abgelehnt wurden.17 Das Vorantreiben des Kriegsge-
schehens durch die gezielte Unterstützung der Rebellen während 
des Libyen-Konflikts ist also ein weiterer Faktor, durch welchen 
der angebliche Menschenrechtsidealismus Frankreichs und der 
internationalen Staatenwelt unglaubwürdig wird und aufzeigt, 
dass dies nur der vorgeschoben Grund für das militärische Han-
deln in Libyen war.

NATO-Operation Unified Protector:  
Zahlen & Fakten

Dauer: 	 31. März 2011 bis 31. Oktober 2011
Militärische 	 8.000 Truppen (Maximum)
Stärke:              260 Kampfflugzeuge 
		  21 Kampfschiffe
Lufteinsätze: 	 26.500, 9700 Bombardierungen

Quelle: NATO: Operation UNIFIED PROTECTOR. 
Final Mission Stats, 02 November 2011
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Krieg für Menschenrechte?

Der offizielle Grund, welcher von Frankreich – wie auch von 
weiteren an der NATO-Intervention beteiligten Staaten - immer 
wieder außen- wie innenpolitisch als angebliche Hauptmotiva-
tion kommuniziert wurde, in Libyen intervenieren zu wollen, 
war folgender: Die Wiederherstellung und Sicherung der Men-
schenrechte, zum Wohle der libyschen Bevölkerung. So sagte 
Präsident Nicolas Sarkozy in einer Fernsehansprache aus dem 
Elysée-Palast am 19. März 2011: „In Libyen ist eine friedliche 
Zivilbevölkerung in Lebensgefahr, die lediglich ihr Recht bean-
sprucht, über ihr eigenes Schicksal zu entscheiden. Wir haben die 
Pflicht, auf ihren angsterfüllten Hilferuf zu reagieren.“‘18

Während der Proteste in Libyen traten laut Amnesty Internatio-
nal immer wieder wahllose Gewaltangriffe gegen Zivilpersonen, 
willkürliche Verhaftungen, Folter, Hinrichtungen und Vertrei-
bungen durch Gaddafis Sicherheitskräfte auf.19  Es muss auch 
gesagt werden, dass die von dem Regime ausgehende Gewalt 
gegen Protestierende die Reaktion auf zunehmend gewaltvolle 
Ausschreitungen während der Proteste in mehreren Städten war. 
Alan Kuperman, Professor an der Universität von Texas, schreibt 
dazu zum Beispiel: „Am 21. Februar [2011] in Misurata attac-
kierten Protestierende die Polizei und Armee-Stützpunkte und 
ergriffen Waffen aus diesen, was eine Spirale der Gewalt aus-
löste.“20  Auch unterscheiden sich die tatsächlichen Opferzahlen 
stark von den Szenarien, welche in den westlichen Medien aufge-
zeigt wurden. Während diese zum Beispiel von über 2000 Toten 
allein in Bengasi in den ersten Tagen der Aufstände berichteten, 
dokumentierte Human Rights Watch „gerade mal 233 Toten in 
ganz Libyen in dieser Zeit.“21

Dies alles soll keineswegs die brutale Gewalt Gaddafis gegen 
die Zivilbevölkerung während der Proteste und weitere verübte 
Menschenrechtsverletzungen, welche seiner Regierung vorzu-
werfen sind, rechtfertigen oder relativieren. Allerdings werfen 
jene Umstände durchaus ein kritisches Licht auf westliche 
Berichterstattungen zu den Geschehnissen.

Auch muss man sich Folgendes fragen: Wenn es tatsächlich 
darum ging, gegen Menschenrechtsverletzungen in Libyen vor-
zugehen, weshalb ignorierte man dann kategorisch jene, welche 
durch die Rebellen verübt wurden? Aus einer Mail vom 27. März 
2011 von Sidney Blumenthal an Hillary Clinton, geht hervor: 
„Unter strikter Wahrung seiner Anonymität gab ein Rebellen-
kommandeur an, dass seine Truppen weiter summarische Hin-
richtungen aller ausländischen Söldner durchführen, die bei den 
Kämpfen gefangen genommen werden.“22 Hierbei handelte es 
sich um schwere Menschenrechtsverletzungen, welche von jenen 
Rebellen begangen wurden, die der Westen offen unterstütze. 
Aus dieser Mail kann geschlossen werden, dass dem Westen jene 
Menschenrechtsverletzungen durchaus genau bekannt waren, 
diese aber gekonnt ignoriert wurden, wobei man auch an dieser 
Stelle wohl nicht davon ausgegangen war, dass jene streng ver-
trauliche Mail jemals an die Öffentlichkeit geraten würde. Dies 
zeigt aber sehr deutlich, welche Ziele westliche Staaten in Libyen 
tatsächlich verfolgten, nämlich keineswegs den Schutz der Men-
schenrechte, wie dies dargestellt wurde, sondern lediglich die 
Absetzung Gaddafis auf Grund eigener Interessen.

Auch aus Äußerungen der französischen Regierung lässt sich 
ableiten, dass der angestrebte regime change von Beginn an das 
selbst erklärte Hauptziel Frankreichs beim NATO-Einsatz war.

Der damalige französische Präsident Nicolas Sarkozy betonte 

Kriegszerstörung in Tripolis. Quelle: FunkMonk / CC BY

https://creativecommons.org/licenses/by/3.0
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immer wieder, er sehe erst dann eine Chance auf eine Verbes-
serung der humanitären Lage in Libyen als gewährleistet, wenn 
Gaddafi gestürzt wird. Am 9. März 2011 gab er in einer Fern-
sehansprache bekannt, dass „Oberst Gaddafi die Macht unver-
züglich abgeben muss.“23 Mitte April 2011 wurde von Sarkozy, 
dem damaligen britischen Premierminister David Cameron und 
dem damaligen US-Präsidenten Barack Obama eine Erklärung 
abgegeben, welche als Hauptziel des Einsatzes in Libyen den 
Sturz des Gaddafi-Regimes festsetzt: Es sei „unmöglich, sich eine 
Zukunft für Libyen mit Gaddafi an der Macht vorzustellen.“24 
Offiziell wurde der Sturz Gaddafis nie als Ziel der NATO-Inter-
vention festgesetzt, was darauf schließen lässt, dass Frankreich 
sein militärisches Vorgehen im Libyen-Konflikt durchaus auf 
Grund eigenen, willkürlichen Ermessens beschlossen hat.

Auf Grund des Verhaltens Frankreichs vor und während der 
Intervention kann also davon ausgegangen werden, dass das 
Motiv der französischen Regierung, die Intervention in Libyen 
voranzutreiben, nicht die Gewährleistung der Menschenrechte 
war. Schnell wird klar, dass die Motive deutlich komplexer 
waren, als die vorgeschobene Sorge um die libysche Bevölke-
rung. Auch zeigt sich, dass Frankreich mit dem Abschluss des 
„erfolgreichen“ Einsatzes in Libyen - das festgesetzte Hauptziel, 
Gaddafi zu stürzen, ist immerhin gelungen - nicht das Interesse 
an dem nordafrikanischen Staat verloren hat. Im Gegenteil, dass 
Frankreich bis heute stark in Libyen involviert ist, zeigt, dass es 
der französischen Regierung nicht allein um die Wahrung der 
Menschenrechte gegangen sein kann, sondern sie auch Interes-
sen an Libyen hat, welche weit in die Zukunft reichen.

Im Folgenden werde ich daher die tatsächlichen französischen 
Motive für jene Intervention untersuchen und dabei anhand des 
weiteren Verlaufs des Libyen-Konfliktes betrachten, inwiefern 
diese Interessen plausibel sind und ob sie ferner durchgesetzt 
werden konnten. Als Primärquelle, in welcher unter anderem 
über Motive der französischen Regierung, diese Intervention 
voranzutreiben, gesprochen wird, dient eine Mail von Sidney 
Blumenthal, einem der engsten Berater der damaligen US-
Außenministerin Hillary Clinton. Blumenthal geht in dieser Mail 
an Clinton vom 02.04.2011 wiederholt auf Frankreichs Interes-
sen im Libyen-Konflikt ein:

„Nach Angaben dieser Individuen, werden Sarkozys Pläne von 
folgenden Faktoren beeinflusst:

1. Den Wunsch einen größeren Anteil an der libyschen Ölpro-  
duktion zu erhalten,

2. Den französischen Einfluss in Nordafrika auszuweiten,
  3. Die innere politische Lage in Frankreich zu verbessern,
  4. Dem französischen Militär die Möglichkeit zu bieten, seiner 

Position in der Welt wieder Geltung zu verschaffen,
  5. Die Sorgen seiner Berater über Gaddafis langfristige Pläne, 

Frankreich als dominierende Macht im frankophonen Afrika 
abzulösen zu adressieren.“25

Jene Mail war vertraulich und damit ursprünglich nicht dazu 
gedacht, an die Öffentlichkeit zu gelangen – dies geschah erst im 
Zuge der geleakten Clinton-Mails 2016 –, man kann also davon 
ausgehen, dass sie eine sehr sichere und exklusive Quelle dar-
stellt.

Frankreich und das libysche Erdöl

Wirtschaftlich haben Frankreich und Libyen eine starke Bin-
dung, welche auf mehreren Punkten beruht. Frankreich profitiert 
vor allem vom bedeutendsten Exportgut Libyens: dem Erdöl. 
Etwa 10% von diesem gingen 2018 an Frankreich26 und auch 
für ganz Europa ist das libysche Öl von hoher Wichtigkeit, da es 
im Jahr 2019 ca. 6% der europäischen Erdölimporte ausmacht.27 
Frankreichs Konzern „Total“ - das viertgrößte Erdölunterneh-
men der Welt und das größte Unternehmen Frankreichs  - liefert 
sich dabei mit dem italienischen Förderkonzern „Eni“, welcher 
lange Zeit eine Monopolstellung im Erdölgeschäft Libyens hatte, 
in den letzten Jahren zunehmend einen Kampf um Marktanteile 
und Zugänge zum libyschen Öl. Total fördert bereits seit über 60 
Jahren Erdöl in Libyen28 und auch in zahlreichen anderen afri-
kanischen Staaten gehört es zu den führenden Erdölförderern. 
Dabei setzt die französische Regierung viel daran, gute diplo-
matische Beziehungen zu afrikanischen Diktaturen aufzubauen, 
um die eigenen Wirtschaftsinteressen zu sichern. Dies könnte 
durchaus auch der Grund sein, weshalb sich Sarkozy jahrelang 
um diplomatische Annäherungen mit Gaddafi bemühte, diesen 
immer wieder öffentlichkeitswirksam in Paris empfing und zu 

Auszug aus einer der geleakten Clinton-Mails. Quelle: https://foia.state.gov/search/results.aspx
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ihm – bis zu Beginn des Arabischen Frühlings – eine schein-
bar gute Beziehung pflegte. Unter anderem, weil „die libysche 
Regierung […] Lizenzen an die ausländischen Konzerne nach 
einem System namens EPSA-4 [Exploration and Production 
Sharing Agreements] […]“ vergab. Jene Verträge hatten die „här-
testen Bedingungen der Welt“29, es liegt also nahe, dass Sarkozy 
zu erwirken versuchte, privilegiert behandelt zu werden. Die 
kursierenden Gerüchte, Sarkozy hätte sich seinen Wahlkampf 
von Gaddafi finanzieren lassen, zeigen in jedem Fall, dass die 
französisch-libysche Beziehung mehr war, als eine normale Han-
delsbeziehung.  

Frankreich hat also schon jahrelange große Profite mit dem 
libyschen Öl gemacht. Des Weiteren wird schon länger vermutet, 
dass mindestens 2/3 des libyschen Öls noch unentdeckt sind.30 
Sicher ist wohl, dass in Libyen die größten Erdölvorkommen 
Afrikas liegen. Somit war Libyen für Frankreich energiepoli-
tisch wie ökonomisch nicht nur die letzten Jahre äußerst wichtig, 
sondern könnte auch in Zukunft noch enorme Gewinne bringen. 
Dies alles deutet auf folgenden Zusammenhang hin: Frankreich 
trieb eine Intervention in Libyen auch an, um den eigenen Ein-
fluss auf die Ölproduktion des Landes zu vergrößern und verfolgt 
dieses Ziel bis heute.

Auch in den geleakten Mails der damaligen US-Außenmini-
sterin Hillary Clinton aus dem Jahr 2011 wird diese Vermutung 
bestätigt. So schrieb Clintons Berater Sidney Blumenthal in einer 
Mail vom 2. April 2011, dass Frankreichs schnelle Entscheidung, 
eine Intervention in Libyen pro-aktiv voranzutreiben, mitunter 
auf  wirtschaftlichen Interessen beruhte. In jener Mail wird Fol-
gendes festgestellt: „Nach Angaben dieser Individuen, werden 
Sarkozys Pläne von folgenden Faktoren beeinflusst:

1. Den Wunsch einen größeren Anteil an der libyschen Ölpro-
duktion zu erhalten [...]“ 31

Wie gesagt, jene Mails waren wohl nicht dazu bestimmt, an die 
Öffentlichkeit zu gelangen und dienen somit als sehr zuverläs-
sige Quelle, in welcher französische Interessen an der Libyen-
Intervention dargestellt werden. Sie bestätigt also, dass sich 
Frankreich von der Intervention in Libyen mehr Einfluss und 
Macht über das libysche Ölgeschäft versprach.

Vor dem Hintergrund dessen bleibt trotz allem offen, weshalb 
Frankreich sich mit einer solchen Schnelligkeit dazu entschie-
den hat, für eine Intervention in Libyen zu plädieren. Denn 
war es zwingend nötig, einen regime change in Libyen voran-

zutreiben, um den eigenen Anteil am Erdölgeschäft zu vergrö-
ßern? Die staatliche libysche Ölfirma (NOC) behielt mit dem 
ESPA-4-System ca. 90% des geförderten Öls in Libyen, was die 
Wirtschaftsbedingungen für ausländische Konzerne durchaus 
schwer machte und die Profite dieser minimierte. Diese strengen 
Bedingungen gingen maßgeblich von Gaddafi aus, was vermuten 
lässt, dass das Interesse der westlichen Konzerne und Regierun-
gen groß war, Gaddafi durch eine dem Westen - mit samt seinen 
Wirtschaftsinteressen - geneigtere und schwächere Regierung 
auszutauschen. Trotzdem könnte man vermuten, dass ein regime 
change, zumindest für kurze Zeit, zu politischer und damit ver-
bunden auch wirtschaftlicher Instabilität führt, was wenig Ver-
besserung für die Durchsetzung westlicher Wirtschaftsinteressen 
bringen würde. Rückblickend kann festgestellt werden, dass 
genau diese Instabilität nun schon seit Jahren in Libyen vorherr-
schend ist. Wurde die Situation in Libyen von Frankreich und 
dem Westen generell also schlichtweg fehlerhaft eingeschätzt? 
Womöglich könnte von Seiten Frankreichs davon ausgegangen 
worden sein, dass es in Libyen nach der Intervention und dem 
Sturz Gaddafis schnell zu einem Prozess des politischen Wie-
deraufbaus kommt, der zumindest so weit reicht, dass die nötige 
Stabilität für eine funktionierende oder gar prosperierende Wirt-
schaft gesichert ist. Oder spielten die Erdölinteressen doch nur 
eine untergeordnete Rolle?

Der CFA-Franc – Profitreiches Überbleibsel der 
Kolonialzeit

In jener Frage, weshalb Frankreich sich so schnell und vehe-
ment für einen Militär-Einsatz in Libyen einsetzte, kann vielleicht 
auch ein anderer Punkt aufschlussreich sein, welcher ebenso in 
der bereits oben erwähnten Mail Blumenthals an Clinton ange-
sprochen wird: Der CFA-Franc. Interessen Frankreichs an einer 
Intervention in Libyen, welche mit dem CFA-Franc zu verbin-
den sind, stehen vordergründig nur bedingt mit Libyen selbst 
im Zusammenhang. Vielmehr beruhen sie auf der historischen 
Verbindung von Frankreich mit Nord-Westafrika. Jene „Bezie-
hungen“ bestehen seit der Kolonisierung Afrikas durch unter 
anderem Frankreich, welche im Jahr 1830 ihren Anfang nahm 
und wodurch Frankreich innerhalb von ca. 90 Jahren nach und 
nach die gesamte Sahara-Region und Nordafrika kontrollierte.

Mit Beginn der Kolonialzeit gehörten mehr und mehr Länder 
in Afrika zum Kolonialreich Frankreichs und wurden damit auch 
strukturell, wirtschaftlich, politisch und kulturell an Frankreich 
gebunden. Dieses ausbeuterische Abhängigkeitsverhältnis hält 
sich in den meisten der frankophonen Staaten bis heute und 
äußert sich unter anderem wirtschaftlich durch die sogenannte 
„CFA-Franc-Zone“. Jene Zone beschreibt dabei genauer eine 
Währungsunion von Staaten, welche sich größtenteils durch ihre 
ehemalige Zugehörigkeit zur „Union française“ auszeichnen. 
Die CFA-Franc-Zone besteht in ihrer heutigen Form seit 1945 
und wurde trotz der formellen Unabhängigkeit der zur der Zone 
gehörigen Staaten, welche in den 1950er Jahren begann, als 
Währungsunion beibehalten. Die Union besteht aus dem „Franc 
de la Coopération Financière en Afrique Central“, welchem 
sechs zentralafrikanischer Länder angehören, und dem „Franc 
de la Communanté Financière d´Afrique Central“, welchem acht 
westafrikanische Länder umfasst.

Um zu verdeutlichen, welches Kontrollinstrument der CFA-
Franc für Frankreich tatsächlich verkörpert: Der CFA-Franc 
ermöglicht, dass der ungehinderte Kapitalverkehr zwischen dem 
Raum, in welchem der französische Franc (bzw. heute Euro) 
vorherrschend ist, und jenen Staaten, welche den CFA-Franc 
als Währung besitzen, auch nach der Dekolonialisierung weiter 

Ölfelder in Libyen. Quelle: NordNordWest, Yug, CC BY-SA 3.0
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stattfinden kann. Zudem ist der CFA-Franc durch einen festen 
Wechselkurs an den Euro gebunden und frei in diesen konver-
tibel. Darüber hinaus hat die französische Zentralbank Befug-
nisse, ohne Konsultation der betroffenen afrikanischen Partner 
über die Parität des CFA-Franc zu entscheiden. Jene Befugnisse 
sind trotz der Einführung der Euro-Zone erhalten geblieben, die 
Zentralbank Frankreichs hat weitestgehend Autonomie und muss 
die Europäische Zentralbank lediglich von Änderungen unter-
richten. Dies erlaubt es Paris bis heute zu entscheiden, welchen 
Wert die Währung von 14 afrikanischen Staaten besitzen soll, so 
ist zum Beispiel eine Abwertung ohne größere Umstände mög-
lich. Die französische Geldpolitik in den zur CFA-Franc-Zone 
gehörigen Staaten sorgt zwar für eine gewisse Preisstabilität, 
was für Frankreich von großem Interesse ist, ist aber vor allem 
ein Überbleibsel des Kolonialismus, von welchem Frankreich 
noch immer wirtschaftlich profitiert.

Was der CFA-Franc genau für die afrikanischen Staaten bedeu-
tet, in welchen er vorherrschend ist, und in wie weit dort noch 
heute postkolonialeStrukturen durch Europa, vor allem aber 
auch durch Frankreich, aufrecht erhalten werden, thematisiert 
der senegalesische Entwicklungsökonom Ndongo Samba Sylla 
in einem Interview bei „Money on the Left“, einem Podcast 
des „Modern Money Network’s Humanities Division“, welches 
am 24. Juli 2019 bei der Webseite „Africa is a country“ ver-
öffentlicht wurde. Laut ihm sei der CFA-Franc eine Währung, 
welche „allein für kolonialistische Zwecke“ 32 eingeführt worden 
wäre, nämlich um eine einheitliche Währung in den Kolonien 
zu etablieren und somit Transaktionen leichter zu machen. 
Für die betroffenen Regionen Afrikas hat die Einführung des 
CFA-Franc laut Sylla allerdings bedeutet, dass die „vorhan-
denen ökonomischen Strukturen zerstört“ 33 worden seien und 
das Abhängigkeitsverhältnis von einer europäisch diktierten 
Fiskal- und Wirtschaftspolitik geboren sei. Mit dem Prozess 
der Dekolonisierung wurden von Frankreich die Bedingun-
gen an die betroffenen afrikanischen Staaten gestellt, für mehr 
Freiheit und Unabhängigkeit im Gegenzug auch gewissen Ver-
einbarungen zuzustimmen. Jene „sichern Frankreich in vielen 
Bereichen Monopolrechte zu“34, z.B. im Bezug auf Rohstoffe, 
die Währungspolitik und militärische Kräfte. So hat Frankreich 
auch privilegierten Zugang zu wichtigen Rohstoffen wie Erdöl, 
Gas und Kohle, aber auch Uran und Gold, welche es auf den 
Märkten vieler afrikanischer Staaten weit unter dem Weltmarkt-
preis erhalten kann (siehe Kasten). Durch diese „Kooperations-
abkommen“ 35 stellte die französische Regierung sicher, dass 
trotz der Dekolonialisierung, welche ab einem gewissen Punkt 
unumgänglich war, der französische Wirtschaftseinfluss und 
der CFA-Franc in den frankophonen Staaten bestehen bleiben 
konnte. Zudem bieten jene erzwungenen „Verträge“ sowie die 
Bindung des CFA-Franc an den Euro noch heute die Möglich-
keit, dass französische Unternehmen - mit oftmals kriminellen 
Praktiken - eine Monopolstellung in der Franc-Zone innehaben 
können. Vorteile, welche eine gemeinsame Währung mit sich 
bringen könnte, sind für die afrikanischen Staaten in der CFA-
Franc-Zone nicht gegeben: Der Handel unter den Mitgliedern 
dieser Union ist durch Zollschranken erschwert, die der Union 
angehörigen Staaten betreiben nur 12% ihres Handels unterein-
ander – zum Vergleich, in der EU sind es 60%.36 Es gibt also 
keinen funktionierenden gemeinsamen Markt und keine politi-
sche Union, welche die CFA-Franc-Zone verbindet.37

Man kann damit in jeder Hinsicht feststellen, dass in den fran-
kophonen Ländern Afrikas nur eine partielle Dekolonalisierung 
stattgefunden hat und dass Frankreich bis dato stark von den dor-
tigen neokolonialen Strukturen profitiert. Frankreichs Interesse 

ist also groß, jene postkolonialen Strukturen in den frankopho-
nen Ländern Afrikas weiterhin aufrechtzuerhalten. Zwar wurde 
vom amtierenden französischen Präsidenten Emmanuel Macron 
und dem Präsidenten der Elfenbeinküste, Alassane Ouattara, im 
Dezember 2019 verkündet, der CFA-Franc in Westafrika werde 
ab Juli 2020 durch die neue Regionalwährung „Eco“ abgelöst. 
Damit müssen die westafrikanischen Länder nicht mehr, wie 
es zuvor der Fall war, die Hälfte ihrer Devisenreserven bei der 
französischen Zentralbank hinterlegen und Frankreich ist zudem 
nicht mehr Aufsichtsgremium der westafrikanischen Zentral-
bank vertreten. Ansonsten ist diese neue Währungsunion aber 
nur eine Umbenennung des CFA-Franc. Die Kopplung der 
neuen Währung an den Euro bleibt bestehen, womit die betrof-
fenen Länder ihre Währung noch immer nicht selbst auf- oder 
abwerten können.38 Der Eco ist also noch immer fremdbe-
stimmt und beschränkt den ökonomischen Handlungsspielraum 
Westafrikas weiterhin massiv, die fehlende wirtschaftliche Sou-
veränität besteht bis heute. Frankreichs Ziel ist es also weiter-
hin, seine wirtschaftliche Präsenz in den dazugehörigen Staaten 
zu erhalten. Die Entscheidung Frankreichs, diese „Reform“ des 
CFA-Franc zu unterstützen, wird auch gefallen sein, weil in den 
betroffenen Staaten in den letzten Jahren zunehmend Proteste 
laut wurden, welche das Ende des CFA-Franc forderten. Diese 
Entwicklung jetzt ist für viele ein Befreiungsakt von postkolo-
nialen Fesseln, auch wenn dieser eher emotional ist, als dass er 
eine reale Veränderung der Lebensverhältnisse bringen wird.

Libyen selbst ist und war kein Mitglied der CFA-Franc-Zone, 
trotz alldem ist ersichtlich, weshalb jene auch in die französi-
sche Interessenlage im Libyen-Konflikt hineinspielt. Der liby-
sche Staatschef Gaddafi hatte geplant, jene Währungsunion 
durch eine afrikanische Währungsunion ausnahmslos auszutau-
schen. Genauer beinhaltete dieses Projekt die Einführung einer 
afrikanischen Investitionsbank, eines Währungsfonds und einer 
Zentralbank. Mit diesem Projekt, so geht aus der Mail Blument-
hals vom 2. April 2011 an Clinton hervor, wollte Gaddafi „eine 
pan-arabische Währung auf Basis des libyschen Gold-Dinar ins 
Leben [zu] rufen“ 39 und hatte damit das Ziel, „den frankopho-
nen Ländern eine Alternative zum CFA-Franc zur Verfügung zu 
stellen.“40 Gaddafi wollte den CFA-Franc als Währung also kom-
plett aus Afrika verdrängen – und damit auch den gesamten Ein-
fluss Frankreichs auf die Währung zahlreicher Staaten und die 
daraus resultierenden Wirtschaftsvorteile. Dies wäre bedeutend 
weitreichender, als zum Beispiel die Einführung des Eco, da die 
Kopplung an den Euro somit nicht mehr bestehen würde.  

Dieser Plan, so Blumenthal in seiner Mail, wurde von Frank-
reich kurz nach Beginn der Rebellion entdeckt und war einer 
der „Faktoren, die die Entscheidung des französischen Präsiden-
ten Nicolas Sarkozy beeinflussten, Frankreich auf einen militä-
rischen Angriff festzulegen.“41 Dies könnte also durchaus eine 
Antwort auf die Frage sein, weshalb Frankreich im Bezug auf 
eine Militärintervention so entschieden voranschritt. Fest steht, 
dass eine panafrikanische Währungsunion, wie Gaddafi sie im 
Sinn hatte, für Frankreich einen wirtschaftlichen Profitverlust 
und noch viel wichtiger, einen großen machtpolitischen Einfluss- 
und Kontrollverlust auf dem afrikanischen Kontinent bedeutet 
hätte. Zudem birgt eine neue Währungsunion auch die Gefähr-
dung jener „Stabilität“ in der Region, man könnte sie auch als 
Sicherung der französischen Monopolstellung bezeichnen, für 
welche der CFA-France gesorgt hat. Die Vision Gaddafis einer 
panafrikanischen Währungsunion, der damit verbundenen wirt-
schaftlichen Unabhängigkeit der ehemaligen Kolonien und aber 
auch des verstärkten Einflusses Libyens in Afrika, all das ist ein 
weiterer Hinweis dafür, dass es der französischen Regierung in 
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Libyen eben nicht um den Schutz der Menschenrechte ging, son-
dern der Regime Change sich schnell als erklärtes Hauptziel der 
Mission herauskristallisierte. Jene Umstände verdeutlichen auch 
die Dringlichkeit der Absetzung Gaddafis und sind damit eine 
Erklärung für das entschiedene Vorgehen Frankreichs. Ferner 
könnten diese Tatsachen eine Erklärung für den doch etwas ver-
wirrenden Umstand sein, dass sich ein so schneller Wandel von 
der anfangs fast brüderlichen Freundschaft Sarkozys und Gadda-
fis zu einer französischen Außenpolitik vollzog, in der die Abset-
zung Gaddafis zum Dreh- und Angelpunkt wurde.

„Sarkozys war“42

Die Interessen der französischen Regierung am Libyen-Kon-
flikt waren allerdings nie nur ökonomischer Art, auch politisch 
war und ist Libyen für Frankreich von großer Bedeutung. Dabei 
ging es zu Beginn des Konfliktes vor allem um Prestigegewinn, 
innen- wie außenpolitisch. Auch Sidney Blumenthal nennt in 
seiner Mail an Clinton vom 2. April 2011 als einen der Gründe der 
französischen Regierung, diese Intervention voranzutreiben, „die 
innere politische Lage in Frankreich zu verbessern.“43  Innenpo-
litisch war der Einsatz in Libyen für Sarkozy ein Mittel, vor den 
anstehenden Präsidentschaftswahlen im Mai 2012 die Gunst der 
Wähler*innen zu gewinnen.  Indem er militärische und außen-
politische Handlungsfähigkeit beweist, konnte Sarkozy sich als 
eine starke Führungskraft darstellen, welche es auch vermag, in 
der internationalen Politik Frankreichs Interessen zu repräsentie-
ren und für diese entschieden einzutreten. Immer wieder wurde 
von seinen Kritiker*innen bemängelt, Sarkozy habe diese Fähig-
keit nicht. Dies wurde zum Beispiel in der für viele ernüchternde 
Reaktion der Sarkozy-Regierung auf die Ereignisse des Arabi-
schen Frühlings in Ägypten und Tunesien festgemacht. Die Reak-
tionen auf jene Krisen waren in den Augen vieler Kritiker*innen 
und Wähler*innen schlichtweg falsch und ein diplomatisches 
wie politisches Scheitern. Auch in einer Studie des Forschungs-
instituts der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik heißt 
es: „Im Mittelpunkt dürfte zunächst der Wille gestanden haben, 
die eher zweifelhafte Rolle Frankreichs im Rahmen der Revolu-
tionen in Ägypten und vor allem in Tunesien auszubügeln.“44  In 
fast allen politischen Lagern Frankreichs gab es befürwortende 
Meinungen, wenn es um einen Militäreinsatz gegen Gaddafi 
ging – nicht zuletzt das wird also ein Grund für Sarkozy gewesen 
sein, hier im Sinne der politischen Meinung der französischen 

Bevölkerung und Politik zu agieren.45 Im französischen Maga-
zin „Le Point“ hieß es dazu auch: ‚Nach dem Ausschluss von 
Muammar Gaddafi vom Rennen in Libyen ist Nicolas Sarkozys 
Fähigkeit, die Interessen Frankreichs im Ausland zu verteidi-
gen, um 3 Punkte ([auf] 72%) gestiegen‘.46 Ein großer Teil der 
französischen Bevölkerung hatte das Vorgehen Frankreichs in 
Libyen also scheinbar für gut befunden. Zudem scheint Sarkozy 
dadurch zumindest kurzzeitig an Ansehen gewonnen zu haben – 
trotz allem verlor er bei den Präsidentschaftswahlen 2012 gegen 
François Hollande.

Die Motivation, das vermeintliche Fehlverhalten in Tunesien 
und Ägypten auszubügeln, ging allerdings weit über die innen-
politische Bedeutung heraus. Vor allem außenpolitisch mag das 
einer der Gründe gewesen sein, weshalb Frankreich unter Sar-
kozy es für nötig empfunden hatte, sich so entschieden politisch 
wie militärisch am Krieg in Libyen zu beteiligen, diesen sogar 
als einer der zentralen Akteure voranzutreiben. Auch Bernard-
Henri Lévy, französischer Philosoph und einer der bekanntesten 
Befürworter der Intervention in Libyen, meinte auf die Frage, 
ob Frankreich sein Fehlverhalten in Tunesien durch den Einsatz 
in Libyen ausradiert hat: „Ausradiert? Nein. Wettgemacht? Ja. 
Mit diesem Krieg hat Frankreich gezeigt, dass ein großes demo-
kratisches Land die diplomatische Initiative ergreifen kann, um 
eine Zivilbevölkerung zu retten.“ 47 Damit spricht er aus, dass es 
beim Einsatz in Libyen eben auch darum ging, zu zeigen, dass 
Frankreich sehr wohl in der Lage ist, diplomatisch wie militä-
risch zu handeln – und nicht, wie es in Ägypten oder Tunesien 
der Fall war, „untätig“ zu bleiben. Die schnelle Handlungsweise 
und klare Positionierung im Libyen-Konflikt zeigt klar, dass die 
französische Regierung hier auch unter Beweis stellen wollte, 
dass sie politische wie militärische Entscheidungskraft besitzt. 
Zudem hat die französische Regierung durch die Zusammen-
arbeit mit autoritären Regimen im Zuge ihrer maghrebinischen 
und arabischen Politik einen Scherbenhaufen hinterlassen, durch 
welchen vor allem das Vertrauen der betroffenen Bevölkerungen 
in Frankreich als Partner verloren gegangen ist.48 Ziel dieses Ein-
satzes in Libyen mag also auch gewesen sein, nach außen ein 
klares Zeichen zu senden, Frankreich stehe hinter der Arabischen 
Revolution und den Menschen, welche diese im gesamten arabi-
schen Raum vorantreiben. Inoffiziell wird das Interesse, dadurch 
verdeckt den Verlauf der Revolution zumindest in Ansätzen zu 
kontrollieren, aber sicherlich maßgeblich gewesen sein.

Beispiel Niger

Um zu verdeutlichen, welche enormen 
wirtschaftlichen Gewinne Frankreich 
durch Westafrika tatsächlich macht, kann 
der Niger als Beispiel genannt werden. 
Jener gehört zu den größten Uranliefe-
ranten weltweit, gleichzeitig aber auch zu 
den Ländern mit dem niedrigsten BIP pro 
Kopf und belegt auf dem Human Deve-
lopment Index den Letzen Platz (Stand 
2019). Laut dem Statistischen Bundesam-
tes vom August 2019 ist Frankreich mit 
ca. 31% der größte Warenexporteur im 
Niger, das französische Uranförderunter-
nehmen „Orano“ (zuvor „Arewa“), wel-
ches im Niger Uran fördert, ist - gemessen 
an der Förderproduktion - das zweitgrößte 
Förderunternehmen der Welt. 

Frankreich bezieht aus dem Niger ca. 
12% seines gesamten Uranbedarfs, trotz 
allem lebt die Bevölkerung in größter 
Armut – von fairen Wirtschaftsbeziehun-
gen kann hier also kaum die Rede sein. 
Und dass vor allem auch, weil Frankreich 
durch eben jene oben erwähnten „Han-
delsverträge“, welche nach dem Ende der 
Kolonialzeit geschlossen wurden, bevor-
zugten Zugang zu Ressourcen wie dem 
Uran im Niger hat und dieses günstig 
erwerben kann. Das macht es für Länder 
wie den Niger umso schwieriger, unab-
hängig Handel mit anderen Ländern zu 
betreiben. Logo der EU-Ausbildungsmission 

EUCAP Sahel Niger



Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V. - Hechinger Str. 203 - 72072 Tübingen

IMI-Studie 4/2020 9

Das Beweisen politischer und diplomatischer 
Handlungsfähigkeit

Auf politischer Ebene hat Frankreich mit dem Einsatz im 
Libyen-Krieg gezeigt, dass es gewillt ist, in der internationalen 
Staatenwelt eine zentrale diplomatische Rolle einzunehmen. Im 
Weißbuch von 2013 wird aufgeführt, dass Frankreich sich auch 
als wichtigen Akteur in der globalen Sicherheitspolitik sieht, 
weil es durch seine ständige Mitgliedschaft im UN-Sicherheits-
rat eine sehr pro-aktive und privilegierte Rolle („position privi-
ligee“) im UN-Krisenmanagement einnimmt.49 Dieses Konzept 
der „position priviligee“ spielt auch in Frankreichs Verhalten 
im Libyen-Krieg eine große Rolle. Der französische Journalist 
Frédéric Pons schrieb dazu im rechtsstehenden Wochenblatt 
„Valeurs actuelles“: ‚Es war legitim, in Libyen (…) zu interve-
nieren, um unseren Rang in der Welt zu halten, unseres stän-
digen Sitzes im Sicherheitsrat würdig zu sein, unseren Status 
als Regionalmacht im Mittelmeerraum und in Afrika zu bestäti-
gen.‘50 Es ging Frankreich beim Einsatz in Libyen augenschein-
lich also nicht nur darum, sich konkret anders als im Bezug auf 
Ägypten und Tunesien zu verhalten, sondern viel mehr noch 
darum, generell die eigene politische und diplomatische Hand-
lungsfähigkeit zu demonstrieren. Mit der Beteiligung im Libyen-
Krieg war es möglich, zu verdeutlichen, dass auch Frankreich in 
der Lage ist, in einem solchen Einsatz zumindest diplomatisch 
eine Führungsrolle zu spielen - und eben nicht nur die USA. 
Frankreichs Engagement war also auch Mittel zum Zweck eines 
politischen Prestigegewinns in der internationalen Staatenwelt 
und insbesondere der arabischen Welt.51  Des Weiteren wird es 
zweifelsohne nicht nur um Diplomatie gegangen sein, wenn 
davon geredet wird, den „Rang in der Welt zu halten“, sondern 
vor allem auch um militärische Stärke. Das Ziel, durch den Mili-
täreinsatz eine neue internationale Rolle Frankreichs zu defi-
nieren sowie die eigene Kriegs- und Diplomatiefähigkeit unter 
Beweis zu stellen, wird daher immer übergeordnet zu angebli-
chen „humanitären Interessen“ gewesen sein.

Militärischer Prestigegewinn

Beim Einsatz in Libyen ging es eben auch darum, wie Sarkozy 
selbst meinte, ein „neues Gleichgewicht der Kräfte“52 herzustellen. 
Dies kann sich auf ein machtpolitisches „Gleichgewicht“ bezie-
hen, umfasst aber sicherlich auch einen größeren militärischen 
Geltungsanspruch Frankreichs. Militärische Stärke zu beweisen 
wird ebenfalls in Blumenthals Mail an Clinton als ein ausschlag-
gebender Grund aufgeführt, welcher Frankreich zur Intervention 
in Libyen bewegt hat. Dabei ging es darum die Möglichkeit, „dem 
französischen Militär die Möglichkeit zu bieten, seiner Position 
in der Welt wieder Geltung zu verschaffen.“53 Schon einige Jahre 
vor Beginn des Libyen-Konflikts versuchte Frankreich zuneh-
mend, an machtpolitischem Einfluss in Europa wie auch global zu 
gewinnen. Auf Grund ökonomischer Stärke und geopolitischem 
Einfluss wird Deutschland schon länger die Rolle der Hegemoni-
almacht in Europa nachgesagt. Hier ein Gegenpol darzustellen, ist 
für Frankreich ein immer währendes Interesse. Auch der Sicher-
heitsexperte des Deutschlandfunks, Rolf Clement, sagte 2011: 
„Dieser Waffengang diente ihm [Sarkozy] dazu, den Anspruch auf 
die Führungsrolle Frankreichs in Europa deutlich zu untermau-
ern. Dafür setzt er auch militärische Macht ein.“54 „Militärische 
Macht“, weil dies ein Punkt ist, in welchem Frankreich Deutsch-
land schon länger überlegen ist. Es liegt also nahe, dass Frank-
reich auch hard power in diesem Konflikt einsetzte, um seinem 
Machtanspruch Geltung zu verschaffen.  

Durch den Libyen-Krieg wollte Frankreich zudem demon-
strieren, was für ein starker militärischer Partner es sein kann. 
Von Frankreich kommen schon lange immer wieder Forderun-
gen nach einem EU-internen Verteidigungsbündnis an Stelle der 
NATO auf. Mit dem ab 1959 unter Charles de Gaulle schritt-
weise erfolgten Ausstieg Frankreichs aus den militärischen 
Strukturen der NATO nahm es über 40 Jahre eine sehr zurück-
haltende Rolle in dem Militärbündnis ein und zog sich vor allem 
aus den Führungsetagen, wo Entscheidungen über Operatio-
nen und die NATO-Strategie getroffen werden, stark zurück. 
Obwohl sich Frankreich bereits Jahre vorher wieder militärisch 
an NATO-Operationen beteiligte, 55 kündigte Sarkozy im Jahr 
2009 erstmals offiziell an, sein Land wieder in die NATO-Voll-
mitgliedschaft führen zu wollen.56 Ziel war es hierbei auch, die 
starke US-amerikanische Position in der NATO zu schwächen 
und jene Europas - unter der Führungskraft Frankreichs – zu 
stärken. Der Einsatz in Libyen zwei Jahre später kam Frankreich 
dabei sehr gelegen, um seine neue militärische aber auch poli-
tische Rolle in der NATO unter Beweis zu stellen. Des Weite-
ren war es hier aber auch das Ziel Frankreichs, die europäischen 
Partner durch den Einsatz in Libyen eventuell davon zu überzeu-
gen, sich für eine Alternative zur NATO zu engagieren – ein EU-
Verteidigungsbündnis mit der militärischen Kraft Frankreichs 
im Mittelpunkt. Gleichzeitig war es Frankreich aber überhaupt 
nur durch die kurz zuvor geschehene Kehrtwende bezüglich 
der NATO-Politik möglich, sich in einem solchen Umfang an 
der Mission in Libyen zu beteiligen, wie das der Fall war. Auch 
die 2010 verabschiedeten Lancaster-Verträge, welche eine ver-
stärkte Zusammenarbeit zwischen Frankreich und Großbritan-
nien in Bezug auf ihre Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 
möglich machen, unterliefen 2011 beim Libyen-Einsatz einem 
„Praxistest“.

Die Demonstration der französischen Militärmacht sollte also 
auch ein Exempel statuieren, welches deutlich macht, wie Frank-
reich in Zukunft auch in anderen Konfliktgebieten vorgehen 
könnte. Im aktuellen Weißbuch Frankreichs von 2013 wird als 
Zielsetzung betont, die französische Armee müsse in der Lage 
sein, im Rahmen der NATO und der EU Krisenmanagement-
Operationen in gescheiterten Staaten durchzuführen.57 Frank-
reich hat dabei den Anspruch, dies auch zukünftig alleine oder 
als Führungsnation im Verbund mit anderen Staaten zu tun.58

Es wird also klar, welches Selbstverständnis Frankreich von 
sich selbst als einem der zentralen sicherheitspolitischen Akteure 
in der internationalen Staatenwelt hat und dass es dieses Selbst-
verständnis unter anderem durch den Einsatz in Libyen nach 
außen transportieren wollte. All das eröffnet eine neue Perspek-
tive, nach welcher es Frankreich beim Einsatz in Libyen neben 
ökonomischen und machtpolitischen Interessen primär darum 
ging, den französischen Führungsanspruch in Europa und global 
ganz klar durch militärische Stärke zu signalisieren.  

Eine französische Hauptmotivation?

Aus den behandelten Motiven heraus lässt sich im Folgenden 
leichter nachvollziehen, warum Frankreich sich auf entspre-
chende Art und Weise im Verlauf des gesamten Libyen-Konflikts, 
welcher bis dato andauert, verhalten hat und verhält. Es ist dabei 
schwierig, ein einzelnes konkretes Interesse als Hauptmotivation 
herauszustellen, weshalb Frankreich die Intervention in Libyen 
so pro-aktiv vorangetrieben hat. Womöglich können die Motive 
untereinander aber priorisiert werden und kommen an unter-
schiedlichen Stellen im Konfliktverlauf unterschiedlich gewich-
tig zum Tragen. So kann auf jeden Fall gesagt werden, dass es 
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nicht der Schutz der Menschenrechte war, welcher Frankreich 
dazu bewegt hat, sich für eine Intervention in Libyen einzuset-
zen. Dies mag die Version gewesen sein, welche man einfacher 
der französischen Bevölkerung, der libyschen Bevölkerung und 
der gesamten internationalen Staatengemeinschaft „verkaufen“ 
konnte. Die wirklichen Interessen, so kann nun am Ende festge-
stellt werden, waren und sind aber deutlich komplexer. Sie sind 
ein Geflecht aus wirtschaftlichen, machtpolitischen und militäri-
schen Interessen, welche teils historisch weit zurückgehen und 
nur schwer zu durchblicken sind. Im Mittelpunkt stand immer 
die Absetzung Gaddafis, durch welche man sich im Folgen-
den erhoffte, eine Regierung in Libyen zu installieren, welche 
schwächer und dem Westen geneigter ist und durch welche sich 
französische Wirtschaftsinteressen leichter durchsetzen lassen. 
Dadurch versuchte der Westen, auf Entwicklungen wie jene des 
libyschen Erdölmarktes, des CFA-Franc oder auch der Flücht-
lingskrise im Sinne der eigenen Interessen Einfluss zu nehmen. 
Darüber hinaus hatte Frankreich aber auch Interessen am Ein-
satz in Libyen, welche nur bedingt mit Gaddafi oder dem Land 
selbst zu tun hatten. So wird der Konflikt in Libyen wohl auch 
einfach eine willkommene Chance für die französische Regie-
rung gewesen sein, die eigenen Militärfähigkeiten unter Beweis 
zu stellen und ein Zeichen zu setzen, welche Rolle man in 
Zukunft in der internationalen Staatengemeinschaft einnehmen 
möchte. Für Frankreich und weitere westliche Staaten bot sich 
durch den Einsatz in Libyen zudem die Möglichkeit, die R2P 
als Handlungsmotivation der internationalen Staatenwelt und als 
Gewohnheitsrecht weiter zu etablieren.

Insgesamt ist es vielleicht nicht zwingend nötig, eine zentrale 
französische Motivation festzulegen, aus welcher sich das Ver-
halten Frankreichs gegründet hat und noch immer gründet. Viel-
mehr sollte beurteilt werden, inwiefern die zuvor analysierten 
Motive Frankreichs, die Libyen-Intervention voranzutreiben, 
plausibel sind und sich auch durch das Verhalten der französi-
schen Regierung nach der Intervention bestätigen lassen. Zudem 
kann rund neun Jahre nach der Intervention nun auch geschluss-
folgert werden, inwieweit es Frankreich gelungen ist, durch sein 
Verhalten und die Intervention selbst seine eigenen Interessen 
durchzusetzen.

Frankreichs Verhalten nach dem Tod Gaddafis	

Die französische Regierung zeigte sich auch nach dem Tod des 
Machthabers zunächst weiterhin an der Seite der Rebellen in 
Libyen. Der damalige Vorsitzende des Nationalen Übergangsrats, 
Mustafa Abdel Dschalil, sagte am 25. August 2012 bereits: „Wir 
versprechen, bei der Entwicklung Libyens die Länder zu bevor-
zugen, die uns geholfen haben. Wir werden dies im Verhältnis zu 
der Unterstützung tun, die sie uns erwiesen haben.“59  Genau auf 
Grund solcher Bevorzugungen könnte die Regierung Sarkozys 
eine so entschiedene 180°-Wende in ihrer Außenpolitik vollzo-
gen haben. Waffenlieferungen an die Rebellen, Bomben auf Gad-
dafis Stellungen, politische  Anerkennung des Rebellenrats, all 
das zahlte sich im Nachhinein zumindest ökonomisch für Frank-
reich aus. Zwar stürzte die Erdölproduktion in Libyen auf Grund 
des Bürgerkrieges im Jahr 2011 extrem ab: Noch nie seit 1990 
wurde in Libyen so wenig Öl produziert, wie 2011, unmittelbar 
nach Ausbruch der Arabischen Revolution in Libyen. Von 2010 
auf 2011 sank die jährliche Erdölproduktion von 1.652 Barell 
auf 479 Barell Erdöl pro Tag und bis heute wird mit 865 Barell 
pro Tag (2017) noch immer weniger Erdöl in Libyen produziert, 
als vor Beginn der Revolution.60 Trotz allem konnte Total seinen 
Erdöl- und Erdgasabbau in Libyen zumindest von 2016 auf 2018 
um den Faktor 4,5 erhöhen.61 Des Weiteren hat Total seit März 

2018 durch den Kauf von Marathon Oil Libya Limited (MOLL), 
einer Tochtergesellschaft der in den USA ansässigen Marathon 
Oil Corporation, Zugang zu Reserven von mehr als 500 Millio-
nen Barrel Öläquivalent.62 Diese ökonomischen Interessen sind 
also Teil der Erklärung, weshalb Frankreich sich schon so früh 
im Libyen-Konflikt an die Seite der Rebellen stellte und dies 
auch im weiteren Verlauf des Konfliktes wiederholt tat. Die fran-
zösischen Erdölinteressen schienen und scheinen bis heute eine 
nicht unwichtige Rolle zu spielen.

Obwohl Frankreich seit Anerkennung des Rebellenrats als Ver-
treter der libyschen Bevölkerung im März 2011 bis heute offiziell 
hinter der Regierung der Nationalen Einheit steht, deutet in den 
letzten Jahren vieles drauf hin, dass die französische Regierung 
inoffiziell General Haftar unterstützt – sehr zur Irritation vieler 
Staaten. Haftar pflegt zur französischen Regierung engen Kontakt 
und wurde bereits mehrmals in Frankreich empfangen, zuletzt im 
Juli 2019. Im Juli 2017 hatte Frankreich zum Beispiel sowohl 
den Ministerpräsidenten der Einheitsregierung in Libyen, Fayiz 
al-Sarradsch, als auch General Khalifa Haftar zu einem gemein-
samen Treffen in Paris eingeladen.63 Auch deutet vieles darauf 
hin, dass Frankreich zudem ebenso militärisch an der Seite Haft-
ars steht oder diesen zumindest unterstützt. So wurden im Juni 
2019 französische Waffen – wenn auch funktionsuntüchtige - in 
einem militärischen Stützpunkt der Truppen Haftars gefunden, 
wofür Frankreich keine wirklich plausible Erklärung abgegeben 
hatte.64 Mit einem Helikopter-Absturz im Juli 2016, bei wel-
chem drei französische Soldaten ums Leben kamen, wurden auch 
die schon länger kursierenden Vorwürfe bestätigt, französische 
Spezialeinheiten befänden sich auf libyschem Boden.65 Dabei 
gehörte dieser Hubschrauber nicht etwa zur Einheitsregierung 
unter Fayiz al-Sarradsch, sondern zur Libyschen Nationalarmee, 
welche dem Kommando von General Haftar untersteht.66 Des 
Weiteren wurde in einem von der UN veröffentlichten Bericht im 
Mai 2020 bekannt gemacht, dass in Libyen eine „Geheimmission 
privater Einsatzkräfte im Gange“ sei, an welcher angeblich auch 
Frankreich beteiligt wäre. Das Ziel dieses sogenannten „Projekt 
Opus“ sei es angeblich, Waffenlieferungen der Türkei an Regie-
rungschef Fayiz al-Sarradsch zu stoppen - und damit automatisch 
auch General Haftar zu unterstützen.67

Es deutet also sehr viel auf eine inoffizielle Zusammenarbeit 
von General Haftar und Frankreich hin. Dies könnte nun daher 
rühren, dass Haftar inzwischen alle relevanten Öl-Export-Häfen 
und die großen Ölfelder im Osten Libyens besetzt hält. Somit hat 
er die Macht, einen großen Teil der Ölexporte des Landes zu kon-
trollieren und zu regulieren. Auch hier könnte Frankreich, zumin-
dest in Teilen, wieder von Wirtschaftsinteressen geleitet agieren. 
Zudem sorgt Haftar durchaus für einen gewissen Grad an „Sta-
bilität“ in Teilen Libyens. Er dringt auch im Süden des Landes 
immer weiter vor, wobei die Südgrenze Libyens für Frankreich 
von besonders großer Bedeutung ist. Frankreich hat auch in den 
angrenzenden Staaten Tschad, Niger und Mali große wirtschaft-
liche, militärische und politische Interessen. Ein „starker Mann“, 
welcher Kontrolle über jenen Süden Libyens hat,  kann also von 
großem Vorteil für Frankreich sein.

Diese französische Unterstützung Haftars, auf die in den letz-
ten Jahren immer mehr hindeutet,  zeigt also sehr deutlich, dass 
Frankreich auch nachhaltig Interesse an Libyen hat und auf 
Grund dessen seinen politischen und militärischen Einfluss auf 
das Land aufrecht hält. Ebendiese Interessen könnten auch erklä-
ren, weshalb Frankreich seine Außenpolitik im Bezug auf Libyen 
so oft änderte und immer wieder auf andere Machthaber setzte.
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Einflussnahme durch französische Waffen in 
Libyen nach der Intervention

Neben den politischen Bemühungen und der militärischen 
Unterstützung konkreter Akteure im Libyen-Konflikt, nimmt 
Frankreich auch Jahre nach dem Militär-Einsatz noch durch zahl-
reiche Waffenlieferungen nach Libyen und an Länder, welche am 
fortwährenden Konflikt in Libyen beteiligt sind, Einfluss auf den 
Konfliktverlauf. Dies geschieht, obwohl es nach geltenden EU-
Rüstungsexportrichtlinien unter anderem verboten ist, Waffen in 
Länder zu exportieren, in welchen Bürgerkrieg herrscht oder in 
Regionen, in welchen die Stabilität gefährdet ist.68

Schon vor Ausbruch des Konfliktes lieferte Frankreich umfang-
reich Waffen nach Libyen. So genehmigte die französische 
Regierung von 2005 bis 2009 Waffenexporte nach Libyen im 
Wert von 210 Millionen Euro und erzielte dadurch hohe Profite 
für die französische Rüstungsindustrie.69 Jene Waffenlieferun-
gen wurden trotz Ausbruch des Konfliktes weitergeführt.

Die französische Regierung lieferte im Jahr 2018 im Wert von 
295 Millionen Euro Feuerkontrollsysteme und Technologien für 
z.B. die Entwicklung von Waffen an Libyen70, was zwar kein 
direkter Verstoß gegen das verhängte Waffenembargo war, trotz-
dem aber dazu beigetragen hat, dass die Konflikte in Libyen fort-
geführt werden können.

Neben den direkten Lieferungen französischer Waffen bzw. 
Feuerkontrollsysteme nach Libyen, gelangen jene aber auch 
immer wieder indirekt in das Land, weil jene Länder, welche 
von Frankreich mit Waffen beliefert werden, diese wiederum 
nach Libyen liefern. Dabei unterstützen die Länder, an welche 
Frankreich – und im Übrigen auch andere europäische Länder – 
Waffen liefern, unterschiedliche Konfliktparteien.

Frankreich ist drittgrößter Waffenexporteur der Welt und, so 
veröffentlichte das Stockholmer SIPRI im März 2020 in einem 
Bericht, französische Waffenexporte an den Mittleren Osten 
waren im Zeitraum 2015-2019 um 363 Prozentpunkte höher als 
im Zeitraum von 2010-2014. Dabei ist Ägypten das Land, an 
welches von 2015 bis 2019 der mit Abstand größte Teil fran-

zösischer Waffen exportiert wird (26%), womit Frankreich im 
selben Zeitraum gleichzeitig auch der Hauptlieferant für Waffen 
in Ägypten war.71 Im Zuge der Recherche „#FrenchArms“ des 
niederländischen Investigativprojekts „Lighthouse Reports“, 
zusammen mit „Disclose“, „ARTE“, „Mediapart“ und „Radio-
France“ wurde bekannt, dass im Jahr 2015 von Frankreich und 
Ägypten Verträge über Rüstungslieferungen im Wert von sechs 
Milliarden Euro unterzeichnet wurden. Offiziell heißt es seitens 
der französischen Regierung, Ägypten sei ein Land, welches für 
“Sicherheit und Stabilität im Nahen Osten […] von entscheiden-
der Bedeutung“‘72 ist. Die französischen Waffen sollen schein-
bar ausschließlich zur Sicherung der libysch-ägyptischen Grenze 
und im Kampf gegen islamistischen Terror verwendet werden. 
Tatsächlich existieren aber eindeutige Dokumentationen darüber, 
dass jene französischen Waffen von Ägypten auch zum gezielten 
Einsatz gegen zivile Ziele in Libyen verwendet wurden.73 2015 
verkaufte Frankreich 24 Rafale-Kampfjets an Ägypten, von wel-
chen laut jener Recherche „eines dieser Flugzeuge mindestens 
einen Angriff auf Zivilgebäude in Libyen geflogen hat.“74

Neben Ägypten ist Frankreich auch der zweitgrößte Waffen-
lieferant der Vereinigten Arabischen Emirate, welche 2015 
bis 2019 11% ihrer Waffen von Frankreich bezogen. Die VAE 
sind, wie auch Ägypten, am Krieg in Libyen militärisch betei-
ligt, beide kämpfen an der Seite Haftars und beliefern diesen 
mit Waffen und Ausrüstung.75  Vor allem die VAE fallen immer 
wieder auf, trotz des in Paragraph 9 der UN-Resolution 1970 ver-
hängten Waffenembargos, General Haftar mit militärischer Aus-
rüstung zu beliefern. In einem Bericht des Sicherheitsrats vom 
9. Dezember 2019 heißt es dazu: “Die Mehrheit der [Waffen-]
Transfers an Khalifa Haftar wurde entweder von Jordanien oder 
den Vereinten Arabischen Emiraten getätigt. Die Expertenkom-
mission befindet Jordanien, die Vereinten Arabischen Emirate 
und Haftar der wiederholten Nichteinhaltung des Paragraphen 9 
der Resolution 1970.“76 Weiter werden in dem Bericht mehrere 
Verstöße der Vereinten Arabischen Emirate gegen das verhängte 
Waffenembargo aufgeführt. Frankreich muss also damit rech-
nen, dass französische Waffen bei den Kämpfen in Libyen einge-

Rafale-Kampfjet. Quelle: Tim Felce (Airwolfhound) / CC BY-SA
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setzt werden, auch wenn sie nicht auf direktem Wege in das Land 
gelangen. Im „Prif Blog“ des Peace Research Institute Frankfurt 
und des Leibniz-Instituts der Hessischen Stiftung Friedens- und 
Konfliktforschung heißt es dazu auch: „Neben Rüstungsexpor-
ten an die VAE bergen auch Rüstungsexporte an Ägypten und 
Jordanien das Risiko, von den ursprünglichen Empfängerstaaten 
umgeleitet und nach Libyen verbracht zu werden.“77   Auch damit 
verstößt Frankreich gegen die EU-Rüstungsexportrichtlinien, 
nach welchen unter anderem gewährleistet werden muss, dass 
gelieferte Waffen nicht an Länder oder Gruppen weitergeleitet 
werden, welche als problematisch erachtet werden78 – dies trifft 
auf General Haftar in jedem Falle zu.

Aus den Waffenlieferungen, welche Frankreich an Ägypten 
und die VAE liefert, ist trotz allem keine klare Unterstützung 
Haftars ersichtlich. Denn neben Waffenlieferung an Länder, 
welchen diesen militärisch und politisch unterstützen, exportiert 
die französische Regierung zum Beispiel auch Waffen an Katar. 
Frankreich ist auch hier zweitgrößter Waffenlieferant - 14% 
der französischen Waffenexporte gehen von 2015 bis 2019 an 
Katar.79 Katar wiederum unterstützt die international anerkannte 
Regierung in Tripolis im Konflikt in Libyen.

Es ist also sehr undurchsichtig, ob, in welchem Maße und von 
welcher Konfliktpartei in Libyen französische Waffen eingesetzt 
werden, tatsächlich landen diese sowohl bei der Libysch-natio-
nalen Armee als auch bei der Armee von Fayiz al-Sarradsch. 
Trotzdem muss festgestellt werden, dass jene Waffenlieferungen 
unter Umständen dazu führen, dass der Krieg in Libyen militä-
risch fortgeführt werden kann, was die französische Regierung in 
den letzten Jahren augenscheinlich für unbedenklich hält. Außer-
dem gehen die Staaten, an welche Frankreich Waffen liefert, 
nicht nur gegen Zivilist*innen im Libyen-Konflikt vor, sie fallen 
auch immer wieder durch massive Menschenrechtsverletzungen 
in ihren eigenen Ländern auf. Auch hier ist Frankreich nach EU-
Waffenexportrichtlinien in der Pflicht, keine Waffen an Länder 
zu liefern, welche Menschenrechte verletzen.80 Frankreich hat 
in den letzten Jahren also Milliardenumsätze mit seinen Waf-
fenexporten in den Mittleren Osten gemacht und von den dorti-
gen Konflikten sogar wirtschaftlich profitiert. Fest steht jedoch: 
Ein angeblicher Einsatz für Frieden und eine Verbesserung der 
humanitären Situation lässt sich aus dem Verhalten Frankreichs 
im Libyen-Konflikt auch an dieser Stelle nicht ableiten.

Fazit: Die „erfolgreiche“ Mission

Der ehemalige NATO-Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen 
betitelte den Einsatz in Libyen als „wohl eine der erfolgreichsten 
Missionen in der Geschichte der NATO.“81 Diese Behauptung ist 
geradezu zynisch wenn man betrachtet, wie sich die Menschen-
rechtslage in Libyen über die letzten Jahre hinweg verschlechtert 
hat, nicht zuletzt auch durch die NATO-Intervention. Trotzdem, 
nach Kriterien des Westens und der Befürworter der Interven-
tion kann diese in Teilen als „Erfolg“ eingeordnet werden. Es 
wurde zum ersten Mal eine Intervention durchgeführt, welche 
aus der responsibility to protect hinaus begründet wurde und die 
Menschenrechte in Libyen - gemessen an dem Maßstab, dass 
Gaddafi gestürzt wurde - vermeintlich „erfolgreich“ geschützt 
hat. Die Intervention in Libyen wurde damit aus Sicht vieler 
westlicher Staaten und Teilen der UN zum Präzedenzfall der 
Anwendung der responsibility to protect, wobei sie für zahlrei-
che Kritiker*innen viel mehr eine Intervention war, bei welcher 
ein UN-Mandat zu Gunsten der eigenen Interessen missbraucht 
wurde. Der Präzedenzfall einer erfolgreichen Intervention auf 
Grund des R2P konnte allerdings nur augenscheinlich geschaffen 

werden, die R2P konnte auch durch die Intervention in Libyen 
keineswegs als Gewohnheitsrecht etabliert werden.

Auch aus französischer Sicht kann Rasmussens Aussage nur in 
Teilen bekräftigt werden. Das eigens erklärte offizielle Hauptziel 
der Mission, der Sturz Gaddafis, ist gelungen. Damit hat man ver-
meintlich auch das erreicht, was immer als moralische Grundlage 
diente, den Krieg gegen Gaddafi zu legitimieren: Man hat jenes 
vermeintliche „Blutbad“ verhindert und hat das libysche Volk 
von einem autoritären Regime befreit. Dass Libyen seit 2011 im 
Bürgerkrieg versinkt, fortwährend Menschenrechtsverletzungen 
vorfallen und die humanitäre Lage dort verheerend ist, scheint 
dabei nebensächlich zu sein. Denn, und das waren inoffiziell die 
viel gewichtigeren Gründe, in Libyen militärisch zu intervenie-
ren, es konnten vor allem die oben genannten ökonomischen 
Interessen Frankreichs gesichert werden. Aus ökonomischer 
Sicht konnte man sich vielleicht weniger durch die Intervention 
selbst, aber auf jeden Fall durch das Verhalten im weiteren Kon-
fliktverlauf in den letzten Jahren den Zugang zu libyschem Erdöl 
sichern. Die intensive Unterstützung der Rebellen bzw. später 
des Rebellenrates im Jahr 2011, die nun schon länger andauernde 
inoffizielle Zusammenarbeit mit Haftar und der Fakt, dass sich 
der französische Erdölkonzern Total stetig mehr Marktanteile 
am libyschen Erdölsektor sichert, machen klar, dass Frankreich 
auch zukünftig großes wirtschaftliches Interesse an Libyen hat. 
Zudem konnte durch die Intervention selbst eine grundlegende 
Reform der CFA-Franc-Zone – zumindest eine, welche nach-
haltig wirksam wäre – zunächst einmal verhindert werden. Dies 
bedeutet für Frankreich zum einen eine weitreichende ökonomi-
sche Kontrolle auf dem afrikanischen Kontinent zu haben, zum 
anderen bleibt so aber vor allem auch der machtpolitische, neo-
kolonialistische Einfluss der französischen Regierung in Zentral- 
und Westafrika erhalten.

Machtpolitische Größe wurde allerdings nur sehr bedingt durch 
die französische Kriegsbeteiligung und Diplomatiefähigkeit 
bewiesen. Militärisch wäre die Intervention in Libyen ohne die 
materielle, personelle und vor allem finanzielle Unterstützung 
der USA in jener Form, wie sie erfolgte, nicht möglich gewe-
sen. Die Vorstellung, welche Frankreich haben mag, militärische 
Einsätze dieser Art in Zukunft alleine oder als Führungsnation 
durchzuführen, ist also schlichtweg illusorisch. Frankreich mag 
sich durch jene Intervention vielleicht als fähiger Partner, welcher 
in der Lage ist, sich auch militärisch an einer Krise außerhalb 
Europas zu beteiligen, bewiesen haben, die Führungskraft des 
französischen Militärs wurde in Libyen allerdings nicht erfolg-
reich unter Beweis gestellt. Dies wird auch durch den Umstand 
bestätigt, dass im aktuellen Weißbuch Frankreichs von 2013 
der Schluss aus der Intervention in Libyen gezogen wurde, dass 
Frankreich bei jenem Einsatz massiv von US-amerikanischer 
Unterstützung abhängig war. Man folgert daraus, Frankreich sei 
zu Einsätzen in anderen Staaten finanziell wie militärisch alleine 
nicht in der Lage, zudem auf Grund der schwierigen finanziellen 
Lage wird von konkret auch von nötigen Einschnitten bei den 
Streitkräften gesprochen.82 Gleichzeitig hält Frankreich para-
doxer Weise allerdings weiter an seinem Anspruch fest, durch 
seine Außen- wie Sicherheitspolitik zentraler Akteur der Inter-
nationalen Beziehungen zu bleiben und dies auch militärisch zu 
verdeutlichen.83 Es ist außerdem bei weitem nicht gelungen, in 
Libyen einen gesamt-europäischen Militär-Einsatz voranzutrei-
ben und die europäische hard power so dem Praxistest zu unter-
ziehen. Vielmehr ging aus dem Konflikt hervor, dass EU-Europa 
diplomatische Fähigkeiten haben mag, die Kohärenz zwischen 
den Mitgliedsstaaten, wenn es darum geht, wann und wie Kräfte 
im Bereich der hard power eingesetzt werden sollen, allerdings 
nicht gegeben ist. Auch wurde durch den Libyen-Konflikt erneut 
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aufgezeigt, wie unterschiedlich die Interessen der europäischen 
Staaten in Regionen wie dem Nahen Osten und Nordafrika sind, 
dementsprechend unterscheiden sich auch die aus den Interessen 
resultierenden Handlungsweisen - ob militärisch oder diploma-
tisch - der jeweiligen Staaten bei Konflikten in diesen Regionen 
stark. In diesem Zusammenhang rückt daher auch die Realisa-
tion eines europäischen Verteidigungsbündnisses, welches tat-
sächlich handlungsfähig wäre, wie dies im Sinne Frankreichs ist, 
weiter in die Ferne.

Geht man von den Interessen Frankreichs und des Westens 
weg, war die Mission in Libyen alles andere als „erfolgreich“. 
Insgesamt wird von 10.000 bis 50.000 Opfern des Krieges 
gesprochen, die Schätzungen unterscheiden sich hier stark. 
Humans Right Watch berichtete von 72 zivilen Opfern, welche 
allein durch den NATO-Einsatz ums Leben gekommen sind.84 
Zudem wurde durch den Krieg in Libyen zahlreiche Infrastruk-
tur zerstört, dabei vor allem Schulen, das Gesundheitswesen und 
die Wirtschaft, wobei dies alles teilweise bis heute nicht wieder 
aufgebaut ist, unter anderem auch, weil zivile Einrichtungen 
in den Kampfregionen immer wieder angegriffen und zerstört 
werden. Vor allem aber hat der Krieg und die Absetzung Gad-
dafis durch seinen Tod ein Machtvakuum hinterlassen, welches 
dazu führte, dass in den vergangenen neun Jahren verschiedenste 
Akteure versuchten, gewaltsam politische Autorität in Libyen zu 
erlangen – seitdem befindet sich das Land im Bürgerkrieg. Die 
Einheitsregierung unter Fayiz al-Sarradsch, welche auch von der 
internationalen Staatenwelt anerkannt ist, hat in Libyen selbst 
nur über eine vergleichsweise kleine Region im Nordwesten des 
Landes die politische Macht. Gegenspieler dieser Regierung ist 
General Khalifa Haftar, welcher die Legitimität der Einheitsre-
gierung nicht anerkennt und aktuell vor allem den Nordosten des 
Landes besetzt hält. Zwischen den Streitkräften gibt es schon 
seit Jahren Kampfhandlungen, welche weiterhin andauern und 
für Instabilität und Unsicherheit in Libyen sorgen. Beide Par-
teien setzten bei den Kämpfen auf einen Zermürbungskrieg, 
bei welchem sie auf eine militärische Niederlage der jeweils 
anderen Partei hoffen. Momentan (Juli 2020) befinden sich die 
Akteure in einer Pattsituation, ein Ende des Krieges oder gar ein 

diplomatischer Prozess ist nicht absehbar. Unter anderem auch, 
weil beide Parteien weiterhin finanziell und in Form von Waffen 
durch andere regionale sowie internationale Akteure unterstützt 
werden. So gelangen trotz des Waffenembargos immer wieder 
Waffen nach Libyen - darunter auch europäische – welche unter 
anderem vor allem durch Ägypten und die VAE an Libyen gelie-
fert werden.

Folgen des anhaltenden Krieges sind die Vertreibung hundert-
tausender Menschen aus ihrer Heimat und eine äußerst kritische 
humanitäre wie Menschenrechtslage in Libyen. Nach Angaben 
der UN gibt es in Libyen aktuell rund 350.000 Binnenflücht-
linge, welche durch den Bürgerkrieg zur Flucht innerhalb Liby-
ens gezwungen sind. Zudem benötigen etwa 820.000 Menschen 
in Libyen humanitäre Hilfe, darunter 248.000 Kinder. Die Hälfte 
dieser Menschen sind Flüchtlinge aus anderen Staaten Afrikas, 
welche Libyen als Transitland nutzen, um von dort über das 
Mittelmeer nach Europa zu gelangen. Die humanitäre Lage in 
den Flüchtlingslagern ist katastrophal, es fehlt an Lebensmit-
teln, Wasser, Sanitäranlagen und gesundheitlicher Versorgung. 
Die libysche Küstenwache fängt viele der Boote, welche nach 
Europa wollen, im Mittelmeer ab und bringt die Menschen in 
Internierungslager. Momentan sollen in diesen rund 3.000 Men-
schen inhaftiert sein, wobei sie in den Lagern massiven Men-
schenrechtsverletzungen ausgesetzt sind. Immer wieder gibt es 
Berichte, in welchen von Folter, Vergewaltigungen, Misshand-
lungen und Exekutionen die Rede ist.85 Europa unterstützt die 
libysche Küstenwache finanziell und bildet sie aus, eine Been-
dung dieser Zusammenarbeit ist aktuell - trotz der wiederholten 
Beteiligung an Menschenrechtsverletzungen - nicht geplant.

Vor dem Hintergrund dessen kann man nur schließen: Fran-
zösische und westliche Interessen konnten durch die Militär-
Intervention teils gewahrt werden, am Vorwand, weshalb man 
diese Mission angeblich durchführte, ist man allerdings geschei-
tert. Die Intervention in Libyen war also eine einzige Tragödie, 
wenn man nach rund neun Jahren später betrachtet, wie verhee-
rend sich die Menschenrechtslage in Libyen entwickelt hat. Hier 
ernsthaft von einem „erfolgreichen“ NATO-Einsatz zu reden ist 
nicht nur zynisch, sondern auch schlichtweg falsch.  
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Spendenaufruf

Dieser Wegweiser zeigte 2017 am Tag der Bundeswehr in Dornsted-
ten in die Richtungen der zahlreichen, aktuellen Auslandseinsätze 
der Bundeswehr. Die Informationsstelle Militarisierung (IMI) ver-
sucht mit all den Einsätzen sowie den Militariserungsprozessen im 
Inneren, Migrationsbekämpfung, militärischen Landschaften, Re-
krutierungsmaßnahmen, Rüstungshaushalten und vielen weiteren 
Themen Schritt zu halten. Um dazu fähig zu sein und das erstellte 
Material grundsätzlich online kostenlos zur Verfügung stellen und in 
Printform zum Selbstkostenpreis abgeben zu können, sind wir auf 
Spenden und Mitgliedschaften angewiesen, die steuerlich absetzbar 
sind.

 
Daher bitten wir alle, die sich finanziell dazu in der Lage sehen, uns 

für das kommende Jahr mit einer Spende zu unterstützen oder auch 
Menschen im Bekanntenkreis über eine mögliche IMI-Mitglied-
schaft zu informieren.

IMI-Spendenkonto Kreissparkasse Tübingen:
IBAN: DE64 6415 0020 0001 6628 32
BIC: SOLADES1TUB

Mitgliedsformulare finden sich hier: 
www.imi-online.de/mitglied-werden
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